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Prominente Wahlkampfhilfe für die Pei-

ner SPD – Ministerpräsident Stephan

Weil plauderte mit Bürgern im Straßen-

café. Was er den Peinern sagte, lesen Sie

im Lokalteil. Foto: Henrik Bode

Stephan Weil trifft
Peiner im Café

Peine. Ob sich ein Temposünder
rächen wollte, ist eine Vermutung.
Tatsache ist, dass Unbekannte er-
neut einen Blitzer, eine stationäre
Geschwindigkeitsmessanlage, per
Brandanschlag zerstört haben –
diesmal an der Bundesstraße 65
bei Peine-Rosenthal, und zwar
nach dem selben Muster wie im
Mai an der Bundesstraße 1 bei Ve-
chelde-Denstorf: Das Kameraglas
wurde eingeschlagen, ein Tuch
mit Brandbeschleuniger einge-
führt. Die Blitzer werden vom
Kreis betrieben, ein Totalschaden
kostet rund 50 000 Euro. tst

Erneut
brennt ein
Blitzer

Wie der Kreis auf den Brandanschlag

reagiert, lesen Sie im Lokalteil.

Lengede. Mit 65 Schülern ist die
Integrierte Gesamtschule (IGS)
Lengede in die neu geschaffene
Oberstufe gestartet. Das neue An-
gebot ist eine Premiere für die Ge-
meinde. 2019 können die Jugend-
lichen die ersten sein, die in Len-
gede ihr Abitur erreichen.
Schulleiter Jan-Peter Braun be-
grüßte die Schüler mit Oberstu-
fenleiterin Kathrin Böke. Die neu-
en Klassenräume sind rechtzeitig
fertig geworden. Einen ersten Ein-
blick in wissenschaftliches Arbei-
ten sollen die Jugendlichen im
September bekommen, wenn sie
die Informationstage der Univer-
sität in Hannover besuchen. pn

Premiere für

IGS Lengede

Wofür sie einen WLAN-Schlüssel

brauchen, lesen Sie im Lokalteil.

Von Andreas Schweiger, Michael

Ahlers und unseren Agenturen

Wolfsburg. Vertreter von Volkswa-
gen sowie der Zulieferer Car Trim
und ES Automobilguss haben ges-
tern in Wolfsburg über die Lösung
ihres Konflikts beraten. Ein Er-
gebnis der Verhandlungen wurde
bis zum gestrigen Redaktions-
schluss nicht bekannt.

Beide Zulieferer, die zur Pre-
vent-Gruppe gehören, haben die
Lieferung von Sitzbezügen und
Getriebe-Teilen eingestellt. VW
hält daher Bänder in den Werken
Wolfsburg, Braunschweig, Salz-
gitter, Emden, Kassel und Zwick-
au an. Für rund 28 000 Mitarbei-
ter fehlt die Arbeit.

Der Konflikt hat inzwischen die
Bundespolitik erreicht. Das Bun-
deswirtschaftsministerium dringt
auf eine rasche Lösung in dem
Streit. „Wir gehen davon aus und
erwarten auch, dass die beteilig-
ten Unternehmen die ungeklärten
Fragen so bald wie möglich lösen
können“, sagte ein Sprecher des
Ministeriums in Berlin.

Grund des Lieferboykotts: Die
Zulieferer wollen ihren finanziel-
len Forderungen Nachdruck ver-
leihen. Car Trim fordert von VW
56 Millionen Euro Schadenersatz.
VW habe einen Auftrag kurzfris-
tig gekündigt. Der Autobauer
spricht dagegen von einem ge-
scheiterten Entwicklungsprojekt.
Er wolle sich zwar an den Kosten
beteiligen, allerdings seien nicht
alle Forderungen von Car Trim
nachvollziehbar.

ES Automobilguss verlangt die
Begleichung einer Rechnung über
360 000 Euro. VW zahle wegen

eines Differenzbetrages von
76 Euro nicht.

In einem Schreiben, das unserer
Zeitung vorliegt, wendet sich der
Münchener Anwalt der Zulieferer,
Wolf-Rüdiger Bub, an den nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten
Stephan Weil (SPD). Weil und
auch Wirtschaftsminister Olaf
Lies (SPD) hatten vergangene
Woche ein rasches Ende der Aus-
einandersetzung gefordert. In
dem Schreiben fordert der Anwalt
Weil zur „strikten Neutralität ins-
besondere in öffentlichen Stel-
lungnahmen“ auf. „Schließlich
sind die Arbeitsplätze bei unseren
Mandantinnen genauso wertvoll
wie die Arbeitsplätze bei der
Volkswagen AG, und beide sollten
nicht gegeneinander ausgespielt
werden.“

Zudem erhebt Bub schwere
Vorwürfe gegen den Autobauer.
VW haben die beiden Zulieferer
„wiederholt unter enormen wirt-

schaftlichen Druck gesetzt“. Und
weiter: „Die Einkaufspolitik –
Einkauf auf Abruf ohne gesicherte
lang- oder auch nur mittelfristige
Lieferverträge – nimmt den Zulie-
ferern die nötige unternehmeri-
sche Planungssicherheit, um
nachhaltig wirtschaften und ihrer
unternehmerischen Verantwor-
tung gerecht werden zu können.“
Eine Sprecherin der Staatskanzlei
bestätigte den Eingang des Brie-
fes. Zu Inhalten wollte sie sich
nicht äußern.

Die Finanzaufsichtsbehörde
Bafin prüft nach dem Produkti-
onsstopp bei VW, ob der Konzern
die Öffentlichkeit früher über die
Probleme hätte informieren müs-
sen. „Wir werden uns das Ganze
anschauen“, sagte eine Behörden-
sprecherin. Die Bafin werde prü-
fen, ob es sich bei dem Streit mit
Zulieferern und dem folgenden
Produktionsstopp um eine In-
siderinformation gehandelt habe,
die Volkswagen hätte veröffentli-
chen müssen.

Einem VW-Sprecher zufolge
weiß der Konzern nichts von der
Bafin-Untersuchung. „Wir sind
der Auffassung, unsere kapital-
marktrechtlichen Pflichten ord-
nungsgemäß erfüllt zu haben.“

Zulieferer-Krimi
erreicht Bundespolitik
� Das Wirtschaftsministerium

fordert ein Ende des Streits.

� Gut 28 000 VW-Mitarbeiter

sind direkt betroffen.

Lesen Sie mehr auf den Seiten

Antworten und Debatte.

Muss die Politik den Druck

erhöhen, um den Streit zu

schlichten?
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Schichtbeginn im Wolfsburger VW-

Werk. Die Golf-Produktion ist seit Ta-

gen beeinträchtigt. Foto: dpa

Ein Hirte auf einer Tiroler Alm
wunderte sich seit einiger Zeit da-
rüber, dass eine seiner Kühe keine
Milch mehr gab. Erst Touristen
verrieten ihm schließlich des Rät-
sels Lösung: Drei kleine Schwein-
chen haben offenbar Geschmack
an Kuhmilch gefunden und bedie-
nen sich seither regelmäßig am
Euter der Kuh. Das berichtet die
„Tiroler Tageszeitung“. Dabei ge-
hen die acht Monate alten
Schweinchen offenbar ausgespro-
chen sanft vor – sonst hätte ihre
Ziehmutter sie schon längst ein für
alle Mal verstoßen.

AUCH DAS NOCH 

Kleine rosa
Milchdiebe

Berlin. Mit einem überarbeiteten
Konzept für den Katastrophenfall
will die Bundesregierung
Deutschland gegen Bedrohungen
durch Terror, Cyberangriffe und
militärische Attacken wappnen.
„Als Konfliktformen vorherr-
schend zu erwarten sind nach ak-
tueller Einschätzung sogenannte
hybride Konflikte mit sowohl
staatlichen als auch nichtstaatli-
chen Konfliktparteien und Geg-
nern“, heißt es in dem vertrauli-
chen Entwurf für eine neue „Kon-
zeption Zivile Verteidigung“ aus
dem Bundesinnenministerium.

Das 70-seitige Papier liegt der
Deutschen Presse-Agentur vor.
Darin werden die Bürger auch auf-
gerufen, Lebensmittelvorräte an-

zulegen – wie das Behörden schon
seit langem empfehlen. Die Linke
sprach von Panikmache und warf
der Regierung vor, die Bürger mit
immer neuen Vorstößen zu verun-
sichern. Die Bundesregierung will
das neue Konzept am Mittwoch
im Kabinett beraten. Innenminis-
ter Thomas de Maizière (CDU)
will die Pläne danach der Öffent-
lichkeit vorstellen. Das Innenres-
sort wollte sich zu den Inhalten
vorab nicht äußern. Ein Sprecher
betonte aber, das Konzept zur zi-
vilen Verteidigung sei zuletzt 1995
aktualisiert worden. Angesichts
einer veränderten sicherheitspoli-
tischen Lage sei eine Überarbei-
tung seit langem geplant gewesen.
„Dieser Prozess ist ein langwieri-

ger, ja ein langjähriger gewesen.“
Es handele sich nicht um eine Re-
aktion auf eine Bedrohungsanaly-
se der vergangenen Tage.

In dem Papier werden ausführ-
lich jene Vorkehrungen beschrie-
ben, die aus Sicht der Regierung
nötig sind, um die Staats- und Re-
gierungsfunktionen, die Verteidi-
gungsfähigkeit und die Versor-
gung und den Schutz der Bevölke-
rung sicherzustellen. Einen
besonderen Schwerpunkt hat da-
bei die Versorgung der Bevölke-
rung, unter anderem mit Trink-
wasser, Nahrungsmitteln und Me-
dikamenten. Die Bürger sollen
demnach auch in Eigenregie Vor-
räte anlegen, um die Zeit zu über-
brücken, bis staatlich organisierte

Hilfe eintrifft. Sie seien angehal-
ten, für einen Zeitraum von fünf
Tagen „je zwei Liter Wasser pro
Person und Tag“ vorzuhalten und
Lebensmittel für zehn Tage, heißt
es in dem Papier. Allerdings emp-
fehlen die Behörden Privatleuten
schon seit Jahren, Notfallvorräte.

Der Innenressort-Sprecher be-
tonte, vieles, was nun diskutiert
werde, sei nicht neu. Das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe etwa biete
schon seit langem Hilfestellungen
und Tipps, wie sich private Haus-
halte auf Krisenlagen vorbereiten
könnten. „Das hat mit Panikschü-
ren überhaupt nichts zu tun.“ dpa

Neuer Krisen-Plan der Regierung
Die Linke beklagt, die Vorschläge zu Hamsterkäufen seien reine Panikmache.

Mehr dazu auf Debatte und Politik.

Berlin. Ein Gericht hat das Model
Gina-Lisa Lohfink wegen falscher
Vergewaltigungs-Beschuldigun-
gen zu 20 000 Euro Geldstrafe
verurteilt. Das Amtsgericht Ber-
lin-Tiergarten sah am Montag kei-
ne Anhaltspunkte dafür, dass
Lohfink tatsächlich im Juni 2012
von zwei Männer vergewaltigt
worden war, wie sie behauptete.
Sie habe bewusst gelogen, sagte
Richterin Antje Ebner. Der Sex sei
einvernehmlich gewesen.

Gina-Lisa
hat gelogen

Lesen Sie mehr zum Urteil des Amts-

gerichts auf Rund um die Welt.
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